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Der 1. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 2. August 2021 gemäß 

§ 349 Abs. 2 und 4 StPO, § 354 Abs. 1 StPO analog beschlossen: 

 

1. Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landge-

richts Freiburg vom 27. November 2020 wird mit der Maßgabe 

als unbegründet verworfen, dass der Ausspruch über die Ver-

pflichtung des Angeklagten, der Adhäsionsklägerin sämtliche 

weiteren immateriellen Schäden aus dem sexuellen Übergriff 

am 23. Februar 2020 zu ersetzen, aufgehoben und insoweit von 

einer Entscheidung im Adhäsionsverfahren abgesehen wird. 

 

2. Der Beschwerdeführer hat die Kosten des Rechtsmittels, die in-

soweit durch das Adhäsionsverfahren entstandenen besonde-

ren Kosten und die der Adhäsionsklägerin G.       und der Ne- 

benklägerin S.                 im Revisionsverfahren ent- 

standenen notwendigen Auslagen zu tragen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Vergewaltigung in Tateinheit 

mit Überlassen von Betäubungsmitteln zum unmittelbaren Verbrauch an Minder-

jährige, wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern in Tateinheit mit sexuellem 
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Übergriff, wegen sexuellen Übergriffs in drei Fällen, davon in einem Fall in Tat-

einheit mit gemeinschädlicher Sachbeschädigung, und wegen sexueller Belästi-

gung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von drei Jahren und neun Monaten verurteilt. 

Weiter hat es den Angeklagten verurteilt, ein Schmerzensgeld in Höhe von 

2.500 Euro nebst Zinsen an die durch einen der sexuellen Übergriffe geschädigte 

Adhäsionsklägerin zu zahlen, und festgestellt, dass der Angeklagte verpflichtet 

ist, der Adhäsionsklägerin sämtliche weiteren materiellen und immateriellen 

Schäden aus der Tat zu ersetzen, soweit die Ansprüche nicht auf Sozialversiche-

rungsträger oder sonstige Dritte übergegangen sind. 

Die auf die Rüge einer Verletzung materiellen Rechts gestützte Revision 

des Angeklagten hat nur hinsichtlich eines geringen Teils des Adhäsionsaus-

spruchs Erfolg und ist im Übrigen unbegründet. 

1. Das landgerichtliche Urteil hält im Schuld- und im Strafausspruch sowie 

in dem die Zahlungspflicht des Angeklagten betreffenden Adhäsionsausspruch 

sachlich-rechtlicher Überprüfung stand. Dagegen hat der Adhäsionsausspruch 

hinsichtlich der Feststellung einer Ersatzpflicht des Angeklagten für künftige 

Schäden der Adhäsionsklägerin mit Blick auf hiervon umfasste immaterielle 

Schäden keinen Bestand. Der Generalbundesanwalt hat hierzu in seiner An-

tragsschrift vom 3. Mai 2021 zutreffend wie folgt ausgeführt: 

„Die Feststellung der Ersatzpflicht für weitere immaterielle Schäden ist in-
des nicht ausreichend begründet (vgl. BGH, Beschluss vom 12. November 
2019 – 3 StR 436/19 –, Rn. 4 m. w. N.; Beschluss vom 23. April 2019 
– 2 StR 79/19 –, Rn. 6). 

Der Grundsatz der Einheitlichkeit des Schmerzensgeldes gebietet, die 
Höhe des dem Geschädigten zustehenden Schmerzensgeldes auf Grund 
einer ganzheitlichen Betrachtung der den Schadensfall prägenden Um-
stände unter Einbeziehung der absehbaren künftigen Entwicklung des 
Schadensbildes zu bemessen. Verlangt ein Kläger uneingeschränkt ein 
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Schmerzensgeld, so werden durch den Klageantrag alle diejenigen Scha-
densfolgen erfasst, die entweder bereits eingetreten und objektiv erkenn-
bar waren oder deren Eintritt jedenfalls vorhergesehen und bei der Ent-
scheidung berücksichtigt werden konnte. Lediglich solche Folgen, die zum 
Beurteilungszeitpunkt noch nicht eingetreten waren und deren Eintritt ob-
jektiv nicht vorhersehbar war, mit denen also nicht oder nicht ernstlich ge-
rechnet werden musste und die deshalb zwangsläufig bei der Bemessung 
des Schmerzensgeldes unberücksichtigt bleiben müssen, werden von 
dem Klageantrag nicht umfasst und können deshalb die Grundlage für ei-
nen Anspruch auf weiteres Schmerzensgeld und Gegenstand eines Fest-
stellungsantrags sein (BGH, Urteil vom 10. Juli 2018 – VI ZR 259/15 –, 
NJW-RR 2018, 1426, 1427 m. w. N.; siehe auch Beschluss vom 12. No-
vember 2019 – 3 StR 436/19 –, Rn. 6; Beschluss vom 22. Oktober 2019 
– 2 StR 397/19 –, Rn. 8). 

Der Antrag der Adhäsionsklägerin – bei dem es sich um eine von Amts 
wegen zu prüfende Verfahrensvoraussetzung handelt (BGH, Beschluss 
vom 12. Februar 2020 – 2 StR 5/20 –, Rn. 9 m. w. N.) – lautete auf Zah-
lung eines angemessenen Schmerzensgelds nicht unter 2.500 Euro 
(Hauptverhandlungsprotokoll vom 16. Oktober 2020, S. 3, mit Anlage, 
Sonderband). Die Erwägung des Landgerichts, dass zukünftige Schäden 
der Adhäsionsklägerin auf Grund der festgestellten Tatfolgen, insbeson-
dere der Verschlechterung ihrer Schulleistungen, zu erwarten sind  
(UA S. 108), war bereits für diesen Antrag von Bedeutung und ist nicht 
geeignet, die Feststellung einer weitergehenden Ersatzpflicht zu rechtfer-
tigen. Dies gilt nach den dargestellten Maßstäben zumindest, soweit sich 
die Ersatzpflicht auf immaterielle Schäden bezieht. Die Möglichkeit mate-
rieller Schäden, etwa in Gestalt der Kosten für Nachhilfestunden, wird mit 
der Erwägung des Landgerichts im Ansatz dargelegt. 

Der Feststellungsausspruch ist daher aufzuheben, soweit er sich auf die 
Ersatzpflicht für immaterielle Schäden bezieht. Einer Befassung mit dem 
Hilfsantrag der Adhäsionsklägerin (Hauptverhandlungsprotokoll a. a. O.) 
bedarf es nicht, da er laut seiner Begründung nur für den Fall gestellt war, 
dass der Angeklagte nicht zur Zahlung eines Schmerzensgelds verurteilt 
wird. 

Was den aufzuhebenden Teil der Adhäsionsentscheidung angeht, ist aus-
zusprechen, dass von einer Entscheidung abgesehen wird (§ 406 Abs. 1 
Satz 3 StPO). Eine Zurückverweisung kommt nicht in Betracht (vgl. BGH, 
Beschluss vom 22. Oktober 2019 – 2 StR 397/19 –, Rn. 9 m. w. N.)“. 
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Dem schließt sich der Senat an. 

2. Wegen des geringen Erfolgs des Rechtsmittels ist es nicht unbillig, den 

Angeklagten mit den gesamten Kosten des Rechtsmittels einschließlich der be-

sonderen Kosten des Adhäsionsverfahrens zu belasten; auch die angeordnete 

Kostenlast des Angeklagten hinsichtlich der notwendigen Auslagen der Adhäsi-

onsklägerin entspricht der Billigkeit (§ 473 Abs. 4, § 472a Abs. 2 StPO). 

Raum  Jäger  Bellay 

 Hohoff  Pernice 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Freiburg, 27.11.2020 - 6/20 6 KLs 382 Js 5807/20 
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